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1 L 398/09.TR

VERWALTUI{GSGERICHT
TRIER

BESCHLUSS

I n dem Venrualtungsrechtsstreit
des Herrn Alois Debald, Gartenstraße 20,54534 Großlittgen,

- Antragsteller -

gegen

den Bürgermeister der Verbandsgemeinde Manderscheid Wolfgang Schmitz, Ver-
bandsgemeindeverwaltungManderscheid,Kurfürstenstraße1.5,54531Mancler:
scheid,  

,  
,  ,  , ,

Antragsgegn'er.

w e g e n Verpflichtung als Mitglied des Verbandsgämeinderates
hier: Antrag nach S 123 VwGO



-2-

hat die 1. Kammer des Verwaltungsgerichts Trier aufgrund der Beratung vom
22. Juli 2009, an der teilgenommen haben

Präsident des Venvaltungsgerichts Schmidt
Richter am Verwaltungsgericht Goergen
Richterin am Verwaltungsgericht Heinen

beschlossen:

1. Dem Antragsgegner wird aufgegeben, den Antragsteller vorläufig als
Mitglied des Verbandsgemeinderates der Verbandsgemeinde Man-
derscheid zu verpflichten.

2. Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens.

3. Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5.000,- Euro festgesetzt.

Gründe:

Der Antrag, im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig als Mitglied des Ver-

bandsgemeinderates verpflichtet zu werden, ist als kommunalverfassungsrechtliche

Streitigkeit zulässig und hat auch in der Sache Erfolg,

Nach $ 123 Abs.1 S. 2 Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO - kann das Venrval-

tungsgericht eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorläufigen Zustan-

des in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis treffen, wenn diese Regelung, vor

allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, nötig erscheint, um wesentliche Nachtei-

le abzuwenden. Der streitige Anspruch (Anordnungsanspruch) und der Grund für

die Anordnung (Eilbedürfnis) müssen glaubhaft gemacht werden (S 123 Abs. 3

VwGO i.V.m. $ 920 Abs. 2 ZPO).
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Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Verfahren nach $ 123 VwGO grundsätzlich

nicht dazu führen darf, dass - wenn auch nur für bestimmte Zeit und unter dem

Vorbehalt des Ausgangs des Hauptsacheverfahrens - die Entscheidung in der

Hauptsache vorueggenommen wird. Für eine wegen der Garantie effektiven

Rechtsschutzes im Sinne des Art. 19 Abs.4 des Grundgesetzes ausnahmsweise

denkbare Durchbrechung des Verbots der Vonryegnahme der Hauptsache ist aller-

dings dann Raum, wenn die sonst zu enruafienden Nachteile für den Antragsteller

unzumutbar und im Klageverfahren nicht mehr zu beseitigen wären und hinsichtlich

des geltend gemachten Anordnungsanspruchs ganz überwiegende Erfolgsaussich-

ten bestehen (vgl. Kopp/Schenke, VwGO, 15,A., S 123 Rz. 13 ff. m.w.N.).

Das ist hier der Fall. Zunächst verfügt der Antragsteller über den erforderlichen

Anordnungsgrund, weil er als gewähltes Ratsmitglied unzumutbar in seinen organ-

schaftlichen Mitwirkungsrechten beeinträchtigt würde, wenn er seine Rechtsstellung

erst nach längerem Anbruch der Wahlperiode im Hauptsacheverfahren erstreiten

könnte, auch wenn die Voraussetzungen seines Anspruchs mit einem hohen Maß

an Wahrscheinlichkeit vorlägen.

Gemessen hieran steht dem Antragsteller der Anspruch auf Verpflichtung als Rats-

mitglied nach $ 30 Abs. 2 S. 1 Gemeindeordnung - GemO - zu, weil er gemäß $ 5

Abs. 2 Kommunalwahlgesetz - KWG - i, V.m. $ 54 Abs. ' l  Nr. 1 KWG nicht mehr in

einem aktiven Dienstverhältnis zu einer derselben Verbandsgemeinde angehören-

den Ortsgemeinde steht.

Der Antragsteller war als Leiter der Kindertagesstätte in einer der Verbandsgemein-

de Manderscheid angehörenden Ortsgemeinde Beschäftigter i.S.d. $ 54 Abs. 1 Nr.

1 KWG und befindet sich nunmehr seit dem 1. Mai 2009 in der Freistellungsphase

der im Blockmodell gewährten Altersteilzeit. Ob er damit noch ,,gleichzeitig haupt-

amtlich tätig" ist, beantwortet die Vorschrift selbst nicht mit einer weiteren ausdrück-
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lichen Erläuterung; insofern beinhaltet aber $ 54 Abs. 1 KWG nur eine Enrueiterung

des Personenkreises gegenüber der allgemeinen Inkompatibilitätsklausel des $ 5

KWG, dessen weitergehende Bestimmungen auch für den Verbandsgemeinderat

gelten, Abs. 2 des $ 5 KWG macht die (zulässige) Annahme der Wahl vom Nach-

weis der Beendigung des aktiven Dienstverhältnisses als Beamter oder Beschäftig-

ter oder der Beurlaubung von dem Dienstverhältnis ohne Bezüge abhängig.

Die Beendigung des aktiven Dienstverhältnisses ist nach Uberzeugung der Kammer
jedenfalls im Sinne der Inkompatibilitätsvorschriften (auch) dann gegeben, wenn ein
Beamter oder Beschäftigter in die Freistellungsphase der Altersteilzeit eintritt.

Art. 137 Abs. 1 GG ermächtigt den Gesetzgeber zur Beschränkung der Wählbarkeit

u.a. von Beamten und Angestellten des öffentl ichen Dienstes in Bund, Ländern und

Gemeinden. Er schränkt Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG ein. Danach muss das Volk in.

den Gemeinden eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien,

gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. Der Grundsatz der Gleichheit

der Wahl gilt damit auch für die Wahl der Gemeindevertretungen. Dem trägt die

Vorschrift des $ 29 Abs. 1 S. 2 GemO Rechnung, nach der die Ratsmitglieder in

allgemeiner, gleicher, geheimer unmittelbarer und freier Wahl gewählt werden. Der

Grundsatz der Gleichheit der Wahl ist ein Anwendungsfall des allgemeinen Gleich-

heitssatzes, der als Grundrecht des Einzelnen in Art. 3 Abs. 1 GG garantiert ist. Er

unterscheidet sich vom allgemeinen Gleichheitssatz durch seinen formalen Charak-

ter und besagt, dass jedermann sein aktives und passives Wahlrecht in formal

möglichst gleicher Weise soll ausüben können. Vom Grundsatz der gleichen Wahl

wird daher auch die Ausgestaltung des passiven Wahlrechts maßgeblich bestimmt.

lm Bereich des Wahlrechts verbleibt dem Gesetzgeber nur ein eng bemessener

Spielraum. Differenzierungen in diesem Bereich bedürfen stets eines besonderen

rechtfertigenden Grundes (BVerfGE 57, 43 m.w.N.).
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Artikel 137 Abs. 1 GG will die organisatorische Gewaltenteilung gegen Gefahren

sichern, die durch eine Personalunion zwischen einem Exekutivamt und einem

Abgeordnetenmandat entstehen können. lnsbesondere sollen Mitarbeiter nicht

derjenigen Vertretungskörperschaft angehören, der eine Kontrolle über ihre Behör-

de obliegt. Das gilt auch für den Gemeindebeamten und -beschäftigten und den Rat

der Gemeinde. Es lässt sich mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung nicht ohne

weiteres vereinbaren, wenn dieselbe Person Gemeindebediensteter ist und

zugleich dem Rat der Gemeinde angehört. Art, 137 Abs.1 wil l allgemein zur Ver-

wirklichung und Aufrechterhaltung der Trennung zwischen Exekutive und Legislati-

ve eine Verbindung von Amt und Mandat verhindern (BVerfGE a.a.O.).

S 5 KWG beschränkl zwar nicht die Wählbarkeit, sondern macht die Annahme der

Wahl vom Nachweis der Beendigung des aktiven Dienstverhältnisses abhängig. Mit

dieser Obliegenheit ist aber auch der Mandatsbewerber in seinem passiven Wahl-

recht belastet, sodass sie nicht über das Maß hinausgehen darf, das zur Erfüllung

des Zwecks der Vorschrift, Entscheidungskonflikte zu vermeiden und eventuelle

Verf ilzu ngen abzuwehren, erforderlich ist.

Mit der Beendigung des aktiven Dienstverhältnisses ist diese Gefahr aus Sicht des

Gesetzgebers des Kommunalwahlgesetzes gebannl. Zwar begründet das Beamten-

recht auch für den Ruhestandsbeamten (entsprechend Tarifrecht für den Beschäf-

tigten) noch Rechte und Pflichten, entscheidend ist jedoch, dass er nicht mehr in

dem typischen, die tägliche Arbeit mitprägenden Zielkonfl ikt des mit konkret zu

versehenden Aufgaben betrauten Dienstnehmers im Verhältnis zum Vertretungsor-

gan des Dienstherrn steht. Dass der Gesetzgeber des KWG nicht nur den endgültig

in den Ruhestand getretenen Bediensteten ins Auge gefasst hat, zeigt die Freistel-

lung des ohne Bezüge Beurlaubten von der Inkompatibil i tätsanforderung.
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Der Beginn der Freistellungsphase im Blockmodell der Altersteilzeit beendet nach

Überzeugung der Kammer das aktive Dienstverhältnis i.S.d. kommunalwahlrechtli-

chen Vorschriften, der Dienstnehmer ist von diesem Zeitpunkt an nicht mehr

,,gleichzeitig hauptamtlich tätio" in der von $ 5 Abs, 1 KWG vorausgesetzten Weise.

Denn durch Bewill igung von Altersteilzeit verändern sich die wechselseitigen Rech-

te und Pflichten des Beamten und des Dienstherrn aus dem Beamtenverhältnis. Auf

Seiten des Beamten setzt die Rechtsänderung dessen Zustimmung durch den

vorgesehenen Antrag voraus. Die antragsgemäße, d.h. mit Zustimmung des Betrof-

fenen erfolgende Bewill igung der Altersteilzeit durch den Dienstherrn bewirkt in der

Folge die Rechtmäßigkeit der Umgestaltung der beiderseitigen Rechte und Pflich-

ten und bildet die Grundlage für Eingriffe in die Rechtsstellung des Beamten. An die

rechtmäßig ausgesprochene Bewill igung ist der Dienstherr gebunden und muss,

soweit erforderlich, Vorkehrungen für personelle Folgemaßnahmen treffen. Der

Gegenseitigkeit der Rechte und Pflichten im Beamtenverhältnis widerspräche es,

wenn der Beamte gleichwohl nach Altersteilzeitbewilligung die Möglichkeit besäße,

sich einseitig von seiner Zustimmung zu lösen und durch Antragsrücknahme der

verfügten Rechtsänderung nachträglich die Grundlage zu entziehen (VG Ansbach,

Urtei l  vom 08.12.2008 -AN 11 K 07.01770- jur is,  m.w.N.) .  Entsprechende Bindun-

gen erfahren Arbeitgeber und Beschäftigter durch Vereinbarung der Altersteilzeit.

Insbesondere ist der Dienstherr gehindert, die in $ 80 e Abs. 1 S. 3 Landesbeam-

tengesetz -LBG - festgelegte Freistellung vom Dienst bis zum Beginn des Ruhe-

standes aufzuheben, nachdem der Beamte die von ihm noch zu erbringende Ar-

beitszeit vollständig erfüllt hat. Das Gleiche gilt für den Beschäftigten gemäß $ 3

des Tarifvertrags zur Regelung der Altersteilzeit - TVATZ - vom 5. Mai 1998.

Schließlich ist in beiden Fällen festgelegt, dass das Dienstverhältnis mit dem Ende

der - gesamten - Altersteilzeit endet ($ 80 e Abs. 1 LBG, $ 9 Abs. 1 TVATZ), sodass

ein Konflikt derart, dass der Beamte oder Beschäftigte auf eine zukünftig wieder

auflebende aktive Tätigkeit hin in seinen organschaftl ichen Entscheidungen im Rat
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befangen sein könnte - was übrigens bei dem nur vom Dienstverhältnis Beurlaubten

nicht ausgeschlossen ist - nicht zu befürchten ist. Dass der Zweck von Unverein-

barkeitsregeln nicht nur durch das bereits abschließend erfolgte endgültige Aus-

scheiden erfüllt wird, zeigen auch SS 30, 31 des Abgeordnetengesetzes Rheinland-

Pfalz, wonach der in den Landtag gewählte Beamte aus seinem Amt ausscheidet,

die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis aber nur ruhen und eine Rück-

führung in das frühere Dienstverhältnis auf Antrag des Beamten erfolgt.

lst danach dem Zweck der Vermeidung von Interessenkoll isionen, dem die Inkom-

patibil i tätsbestimmungen des KWG dienen, mit dem Eintritt in die Freistellungspha-

se der Altersteilzeit genüge getan, hat der Antragstellet zur Vermeidung unzumut-

barer organschaftlicher Nachteile einen Anspruch auf Bestätigung seiner Ratsmit-

gliedschaft. Wegen des Charakters des einstweiligen Anordnungsverfahrens steht

die Verpfl ichtung freil ich unter dem Vorbehalt einer abweichenden Entscheidung in

der Hauptsache. Den Ratssitz bis dahin vakant zu halten wäre ebenso wie die Ver-

pfl ichtung eines Nachrückers mit ebenfalls nur vorläufigem Status eine dem Wahl-

ergebnis nicht gerecht werdende Alternative.

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 154 Abs. 1 VwGO, die Streitwertfestsetzung

auf S$ 52 Abs. 1, 53 Abs. 3 GKG i.V.m. Zitt. 22.7 Streitwertkatalog

(Kopp/Schenke, VwGO, 15.Auflage, Anhang zu $ 164).
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Rechtsm ittel beleh rung

Gegen diese Entscheidung steht den Beteil igten und den sonst von der Entschei-
dung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Ptalzzu.

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Trier, lrminenfreihof 10, 54290
Trier, innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung einzule-
gen. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der
Frist schriftlich oder in elektronischer Form bei dem Beschwerdegericht eingeht.

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entschei-
dung zu begründen. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit der Be-
schwerde vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Ptalz, Deinhardplalz 4,56068 Koblenz, schrift l ich oder in elektronischer Form ein-
zureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen,
aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der
angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen. Das Oberverwaltungsgericht
prüft nur die dargelegten Gründe.

Die elektronische Form wird durch eine qualif izierl signierte Datei gewahrt, die
nach den Maßgaben der Landesverordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr mit den öffentl ich-rechtl ichen Fachgerichtsbarkeiten vom 9. Januar 2008
(GVBI. S. 33) in der jeweils geltenden Fassung zu übermitteln ist.

Die Einlegung und die Begründung der Beschwerde müssen durch einen Rechts-
anwalt oder eine sonstige nach Maßgabe des $ 67 VwGO vertretungsbefugte Per-
son oder Organisation erfolgen.

ln Streit igkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist die Beschwerde nicht
gegeben, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 € nicht über-
steigt.

Die Festsetzung des Streitwertes kann nach Maßgabe des $ 68 Abs. 1 GKG mit
der Beschwerde angefochten werden.

gez. Heinengez. Schmidt gez. Goergen
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Ausgefeftigt:

Schleimer

Justizbeschäftigte

Schleimer. Jutta

VamatmUngpri*t
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